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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Die Anpassung des Datenschutzes an die neuen Medien war Gegenstand mehrerer
weiterer Vorstösse. Ein Postulat Hodgers (gp, GE) (Po. 10.3383) fordert die Ausrichtung
des Datenschutzgesetzes aus dem Jahr 1992 auf die neuen Technologien. In eine
ähnliche Richtung zielt das Postulat Graber (svp, BE) (Po. 10.3651), das den Bundesrat
dazu auffordert, die Risiken abzuschätzen, die neue Technologien wie Internet, die
elektronische Erfassung von Kaufgewohnheiten oder Google Street View auf die
Privatsphäre haben. Er soll insbesondere den Bedarf für neue Gesetzesgrundlagen
klären. Beide Postulate wurden vom Nationalrat diskussionslos überwiesen. 1

POSTULAT
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Mit der Überweisung des Postulats von Nationalrat Schwaab (sp, VD) beauftragte der
Nationalrat den Bundesrat, die Aufnahme eines Rechts auf Vergessen im Internet in
das Bundesrecht zu prüfen. Damit sollen insbesondere soziale Netzwerke verpflichtet
werden, die Speicherung von personenbezogenen Daten auf ein absolutes Minimum zu
beschränken. Der Bundesrat unterstützt dieses Anliegen. In seinem aus der Evaluation
des Bundesgesetzes über den Datenschutz resultierenden Bericht gelangt er zu einer
übereinstimmenden Auffassung. 2

POSTULAT
DATUM: 15.06.2012
NADJA ACKERMANN

Kriminalität

Mit einem Postulat Schenk (svp, BE) lud der Nationalrat den Bundesrat ein, Massnahmen
zu überprüfen, mit denen Geldwäscherei mittels Zahlungsverkehr auf den neuen
elektronischen Datennetzen (Internet etc.) verhindert werden kann. 3

POSTULAT
DATUM: 23.06.1995
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Eine im Auftrag der EU erstellte Analyse konstatierte bei der Realisierung des E-
Government für die Schweiz einen beträchtlichen Rückstand auf fast alle anderen
europäischen Staaten. Der Bericht und auch der Delegierte für die
Informationsstrategie des Bundes erklärten dies unter anderem mit den
föderalistischen Strukturen und – ähnlich wie beim ebenfalls schlecht platzierten
Deutschland – mit der starken Stellung des Datenschutzes. Für Bundeskanzlerin Huber-
Hotz ist der Strategiewechsel bei der für das schweizerische E-Government zentralen
Internet-Seite www.ch.ch weitgehend darauf zurückzuführen, dass in der Schweiz die
meisten Kontakte der Bürger mit der Verwaltung (Steuern, Dienstleistungen,
Bewilligungen etc.) nicht mit dem Zentralstaat, sondern mit den kommunalen und
kantonalen Behörden stattfinden. Angesichts der Vielzahl dieser Anbieter sei es deshalb
ein Gebot der Vernunft gewesen, die Internet-Seite als nationales Einstiegsportal und
als Kontaktvermittlerin und nicht, wie ursprünglich vorgesehen, als umfassendes
„guichet virtuel“ zu realisieren. (Siehe dazu die Antworten des Bundesrates auf die
Anfrage Leutenegger (fdp, ZH) (05.1011), sowie die Interpellationen Amgwerd (cvp, JU)
(05.3082) und Riklin (cvp, ZH) (05.3057)). Mit der Überweisung eines Postulats Noser
(fdp, ZH) forderte der Nationalrat den Bundesrat auf, abzuklären, ob Fortschritte beim
E-Government möglich wären, wenn für gewisse Bereiche (z.B. Informationsvermittlung)
auch Private zugelassen würden. 4

POSTULAT
DATUM: 07.10.2005
HANS HIRTER
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Wie kann der Meinungsbildungsprozess vor absichtlichen Falschmeldungen und
«algorithmusgetriebenen Anzeigen» im Rahmen politischer Werbung im Internet
geschützt werden? Diese Frage wollte Jon Pult (sp, GR) vom Bundesrat in einem
entsprechenden Postulatsbericht beantwortet haben. Zwar würden Abstimmungs- und
Wahlkämpfe zunehmend im Internet ausgetragen, es gebe dort aber keine Regelungen
hinsichtlich politischer Werbung. Während diese in TV und Radio verboten sei und in
den Printmedien zumindest mittels Branchenregelungen kontrolliert würde – der
Presserat sorge etwa dafür, dass transparent gemacht werde, von wem politische
Werbung in Printmedien stamme –, sei das Internet sozusagen ein rechtsfreier Raum, in
dem ungestraft Fake News und intransparente Werbung geschaltet werden könnten.
Der Bundesrat müsse hier skizzieren, wie dies geändert werden könne, forderte Pult. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. Auf Internetplattformen werde
zwar «nachweislich falsche oder irreführende Information zur Täuschung der
Öffentlichkeit» verbreitet, die Plattformen würden aber die Meinungsbildung auch
stärken, da sie Hürden senkten und die Verbreitung von zahlreichen unterschiedlichen
Meinungsäusserungen vereinfachten. Das Postulat sei aber deshalb nicht nötig, weil der
Bundesrat beim BAKOM bereits einen Bericht in Auftrag gegeben habe, der Chancen
und Risiken von «digitalen Intermediären» aufzeigen soll, wobei auch politische
Werbung und Transparenzvorschriften ein Thema seien. Dieser Bericht erschien Ende
November 2021. Das Postulat wurde Mitte Dezember 2022 abgeschrieben, weil es nicht
innert zweier Jahre im Rat behandelt worden war. 5

POSTULAT
DATUM: 16.12.2022
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Ein Postulat Béglé (cvp, VD) verlangt vom Bundesrat, dass er darauf hinwirke, die
Schweiz als Epizentrum der internationalen Digitalisierungsgouvernanz zu
positionieren. Die Risiken und Gefahren im Cyberspace würden eine Genfer Konvention
über die Digitalisierung notwendig machen, welche eine friedliche Nutzung des
Cyberspaces garantieren solle. Eine neutrale Organisation nach dem Vorbild des IKRK
solle für die Umsetzung der Konvention sorgen, Sitz dieser Organisation solle Genf sein.

Der Bundesrat beantragte zwar die Annahme des Postulates, wies jedoch darauf hin,
dass es wohl in naher Zukunft keinen internationalen Konsens zur Schaffung einer
Konvention geben werde. Der Bundesrat wolle aber an den Entwicklungen in diesem
Bereich dranbleiben und unterstütze in diesem Sinne das Postulat. Der Nationalrat
überwies das Postulat Mitte März 2018 mit 113 zu 78 Stimmen (0 Enthaltungen). 6

POSTULAT
DATUM: 15.03.2018
NIKLAUS BIERI

Beziehungen zu internationalen Organisationen

In der Sommersession 2021 kam es zur Abschreibung des Postulats Béglé (Po. 17.3789)
zur Rolle der Schweiz beim Aufbau einer internationalen Cyberspace-Gouvernanz. Im
Rahmen des Berichts über die Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im
Jahr 2020 kam der grosse Rat wie zuvor der Bundesrat zum Schluss, dass das Anliegen
des Postulats mit der Strategie Digitalaussenpolitik 2021-2024 erfüllt worden sei. 7

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
AMANDO AMMANN

Landesverteidigung
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Bevölkerungsschutz

Unterstützt von drei Parteikollegen reichte Ida Glanzmann (cvp, LU) Mitte 2015 ein
Postulat ein, mit dem sie den Bundesrat beauftragen wollte, Bericht über den Stand, die
Perspektiven und den Ressourcenbedarf des sicheren Datenverbundnetzes sowie
weiterer IT-Projekte des Bevölkerungsschutzes zu erstatten. Sichere Datennetze seien
in Krisen-, Konflikt- und Katastrophenfälllen eminent wichtig und müssten im Lichte
der schnellen technischen Entwicklung in diesem Bereich à jour gehalten und
gegebenenfalls modernisiert werden. Daneben gelte es auch der Koordination mit
bereits bestehenden Systemen wie Polycom oder Polyalert die nötige Aufmerksamkeit
zuteil werden zu lassen, weshalb in einem Bericht insbesondere Auskünfte zu
Investitions- und Betriebskosten, aber auch zur Nachhaltigkeit der bestehenden
Systeme eingefordert werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats
und entsprechend wurde dieses vom Ratsplenum diskussionslos gutgeheissen. 8

POSTULAT
DATUM: 25.09.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Entgegen der bundesrätlichen Empfehlung nahm der Nationalrat im Sommer 2022 mit
103 zu 75 Stimmen bei 3 Enthaltungen ein Postulat Gigon (gp, VD) betreffend die
Ausarbeitung eines Berichts zur Nutzung von Dark Patterns im Internet an. Dark
Patterns können Nutzerinnen und Nutzer beispielsweise daran hindern, eine Webseite
zu verlassen oder ein Benutzerkonto zu löschen, oder sie dazu drängen, einen Kauf
oder ein Abo abzuschliessen. Der Bundesrat soll erörtern, inwiefern solche
Mechanismen, die Internetnutzerinnen und Internetnutzer mittels Verwirrtaktik zu
einem bestimmten Verhalten animieren sollen, verwendet werden. Er soll dabei
aufzeigen, inwiefern die geltende Gesetzgebung solche Praktiken erfasst, ob sich diese
je nach Plattform unterscheiden, inwiefern sich Konsumentinnen und Konsumenten
aufgrund der Taktiken anders verhalten, wie insbesondere Internetseiten mit Sitz in der
Schweiz diesbezüglich operieren und wie die Verbreitung solcher Designmuster
eingeschränkt werden könnte. Der Bundesrat hielt in seiner Antwort fest, er sei sich des
Problems bewusst, wolle aber zuerst laufende Arbeiten im Rahmen der OECD sowie der
UNCTAD abwarten. Das Problem tangiere sowohl das Bundesgesetz über den unlauteren
Wettbewerb (UWG) als auch das eidgenössische Datenschutzgesetz (DSG). Das
totalrevidierte Datenschutzgesetz, das 2020 vom Parlament verabschiedet worden war,
bringe im Onlinebereich viele Verbesserungen für Konsumentinnen und Konsumenten
hervor. Er wolle deshalb im Moment keine weiteren Abklärungen treffen. Einer Mehrheit
des Nationalrats schien dies aber nicht zu genügen, weshalb die Fraktionen der SP (2
Enthaltungen), der GLP, der Mitte (1 Enthaltung) sowie der Grünen das Postulat
geschlossen annahmen. Gegen die Ausarbeitung eines Berichts sprachen sich die
geschlossen stimmenden Fraktionen der SVP und der FDP aus. 9

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
MARCO ACKERMANN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Im Sommer überwies der Nationalrat stillschweigend ein im April eingereichtes Postulat
Amherd (cvp, VS), das die Schaffung von Transparenz bei der Planung und beim Bau der
Breitbandinfrastruktur forderte. Eine staatlich koordinierte Investitionsplanung, die
einer staatlich garantierten Grundversorgung gleichkommt, soll die Entwicklung eines
digitalen Grabens zwischen zentralen und peripheren Lagen verhindern helfen und
wettbewerbsregulierend eingreifen. In seiner Antwort auf das Postulat wies der
Bundesrat auf die geplante Schaffung einer Arbeitsgruppe unter der Leitung des Bakom
hin, die sich breitabgestützt mit der Thematik befassen soll. Im Frühsommer lud das
Amt Netzbetreiber, Verbände, Gemeinden, Elektrizitätswerke, Regionen und Kantone
zur Mitarbeit in der Arbeitsgruppe NGA (next generation access) ein. 10

POSTULAT
DATUM: 17.06.2011
SUZANNE SCHÄR
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Mit einem Postulat griff Ständerätin Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG) im September 2019
die Frage nach einem nachhaltigen Mobilfunknetz auf. Ein solches müsse einerseits
einen optimalen Strahlenschutz gewährleisten, andererseits müsse die Einführung von
5G und nachfolgender Technologien «innert vernünftiger Zeiträume» sichergestellt
sein. Weiter fragte die Postulantin nach den Vor- und Nachteilen eines einheitlichen
Mobilfunknetzes gegenüber der heutigen Situation mit drei Anbietern sowie nach der
Förderung der Datenübertragung über das Glasfasernetz. Ähnliche Fragen hatte die
Postulantin bereits in einer Interpellation (Ip. 19.3169) gestellt, war aber mit den
Antworten des Bundesrates nicht zufrieden. Weil auch in der Gesellschaft nach wie vor
kontrovers über die Einführung von 5G diskutiert werde, seien diese Fragen sehr
wichtig. 
Der Bundesrat nahm im November 2019 Stellung zum Postulat und verwies dabei auf
den Bericht über «zukunftstaugliche Mobilfunknetze» von 2015 und auf die
abgeschlossene Revision des Fernmeldegesetzes, in welcher ein Antrag zur
Priorisierung der kabelbasierten Versorgung abgelehnt worden war. Weiter wurde auf
die laufenden Arbeiten der von der damaligen Bundesrätin Leuthard eingesetzten
Arbeitsgruppe «Mobilfunk und Strahlung» hingewiesen. Ein weiterer Bericht sei nicht
nötig, weshalb der Bundesrat die Ablehnung des Postulats beantragte.
Im Dezember 2019 behandelte der Ständerat das Geschäft und die Postulantin
bedankte sich bei der anwesenden Bundesrätin Sommaruga zuerst für den Bericht der
Arbeitsgruppe Mobilfunk und Strahlung, der die Fakten zum Mobilfunk umfassend
aufzeige. Darüber hinaus fehle aber die Diskussion über mögliche Konzepte für die
Zukunft des Mobilfunknetzes. Die von ihrem Postulat aufgeworfenen Fragen würden
sich im Anschluss an den vorhandenen Bericht klären lassen, gingen aber deutlich über
diesen hinaus. Diese Sicht vertrat eine Mehrheit im Saal: Der Ständerat nahm das
Postulat mit 25 zu 16 Stimmen (keine Enthaltungen) an. 11

POSTULAT
DATUM: 05.12.2019
NIKLAUS BIERI

Die KVF-SR beschloss im Mai 2021, ein Kommissionspostulat betreffend die zukünftige
Frequenznutzung für den Mobilfunk im Millimeterwellenbereich einzureichen. Sie tat
dies im Rahmen der Debatte zu drei Standesinitiativen (Kt. Iv. Genf 20.309; Kt. Iv.
Neuenburg 20.314; Kt. Iv. Jura 21.305), welche ein Moratorium für den Aufbau des 5G-
Millimeterwellen-Netzes forderten. Als Millimeterwellenbereich wird der
Frequenzbereich ab 24 Gigahertz bezeichnet. Das Kommissionspostulat forderte den
Bundesrat auf, in einem Bericht aufzuzeigen, wie der frühzeitige Einbezug der Kantone
und der Parlamentskommissionen bei dieser Thematik sichergestellt und die
Bevölkerung adäquat informiert wird und wie die entsprechenden
Forschungsergebnisse zum Millimeterwellenbereich in einen allfälligen Entscheid über
die Nutzung dieser Frequenzen einbezogen werden. 12

POSTULAT
DATUM: 10.05.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Ein im April 2021 eingereichtes Postulat der KVF-NR forderte den Bunderat dazu auf,
eine Hochbreitbandstrategie analog den Forderungen der Standesinitiative des
Kantons Tessin (Kt.Iv. 16.306) vorzulegen. Der Kommission schwebte dabei eine
Strategie zur Versorgung aller Gebiete der Schweiz «mit Hochbreitband von über 80
Mbit pro Sekunde» vor. Die dafür eingeforderte Unterstützung durch die öffentliche
Hand solle jedoch weder zu Wettbewerbsverzerrungen führen, noch private
Investitionen verhindern. In der Strategie, die in circa acht bis zehn Jahren umgesetzt
werden soll, müssen gemäss Kommission auch eine Kostenschätzung und Überlegungen
zu Finanzierungsquellen vorgenommen werden. Nachdem der Bundesrat die Annahme
des Kommissionspostulates empfohlen hatte, stimmte ihr der Nationalrat in der
Sommersession 2021 stillschweigend zu. 13

POSTULAT
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Jon Pult (sp, GR) reichte im September 2020 ein Postulat betreffend die digitale
Infrastruktur und deren geopolitische Risiken ein. Der Bündner Nationalrat wollte den
Bundesrat beauftragen darzulegen, wie die Risiken beim Ausbau und der
Weiterentwicklung von digitalen Infrastrukturen wie etwa 5G reduziert werden können.
Es gelte zu klären, welche Risiken Anbieter wie Huawei darstellten, «die in Ländern
domiziliert sind, die weder marktwirtschaftlich noch rechtsstaatlich organisiert sind».
Pult ging es insgesamt auch darum, dass die Schweizer Technologieinfrastruktur nicht
durch den sich abzeichnenden geoökonomischen Wettbewerb zwischen China und den
USA tangiert wird. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Er verwies
dabei auf die angenommenen Postulate 19.3135 und 19.3136, die sich ebenfalls mit den
Risiken in Zusammenhang mit digitalen Infrastrukturen befassen. Die von Pult
geforderte Analyse werde mit diesen Arbeiten abgestimmt.

POSTULAT
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.24 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Der Nationalrat behandelte das Geschäft in der Sommersession 2021; es war zuvor von
Franz Grüter (svp, LU) bekämpft worden. Grüter argumentierte, dass die Schweiz in
digitaler Hinsicht nun einmal vom Ausland abhängig sei und dies in absehbarer Zukunft
auch bleiben werde. Daher gelte es, Partnerschaften und damit auch gewisse Risiken
einzugehen. Um diese Risiken wiederum zu kontrollieren, brauche die Schweiz
technologisches und geopolitisches Knowhow sowie Prüfverfahren für gewisse
Technologien. Eine solche Prüfung könne jedoch durch private Testinstitute erfolgen
und brauche keinen staatlichen Eingriff. Eine Ausnahme könne hingegen für national
kritische Infrastrukturen gemacht werden, so Grüter. Anschliessend erläuterte
Bundesrätin Simonetta Sommaruga, dass der Bundesrat das Thema unter anderem auch
deshalb aufgreifen möchte, weil die digitale Sicherheit auch die Infrastrukturanbieter,
die Fernmeldeunternehmen und die Privatwirtschaft stark beschäftige. Die grosse
Kammer nahm das Postulat mit 104 zu 83 Stimmen bei 4 Enthaltungen an. Die SVP- und
die FDP.Liberale-Fraktion stimmten geschlossen gegen den Vorstoss. 14

Der Ständerat befasste sich in der Wintersession 2021 einmal mehr mit dem Thema
Mobilfunk/5G. In diesem Rahmen erläuterte Stefan Engler (mitte, GR) die Überlegungen
der KVF-SR zu drei Standesinitiativen (Kt.Iv. GE 20.309; Kt.Iv. JU 21.305; Kt.Iv. NE 20.314)
betreffend ein Moratorium für den Aufbau des 5G-Millimeterwellennetzes sowie zum
Postulat zur zukünftigen Frequenznutzung für den Mobilfunk im
Millimeterwellenbereich, das die KVF-SR selbst im Mai 2021 eingereicht hatte. Engler
erläuterte, dass sich mehrere Forderungen der Standesinitiativen bereits in Umsetzung
befänden. So sei eine schweizweite Übersicht über die Belastung durch
nichtionisierende Strahlungen – ein so genannter Funkwellenkataster – lanciert worden.
Zudem sei der Einbezug der Kantone und der Gemeinden bei der Planung der
Netzabdeckung durch einen neuen Leitfaden sowie durch das Mitspracherecht der
Gemeinden und Kantone bei der Standortwahl für Mobilfunkanlagen bereits
gewährleistet. Schliesslich sei auch die geforderte Information und die Sensibilisierung
der Bevölkerung bereits in die Wege geleitet: Der Bundesrat habe diese Massnahme
aufgrund des Berichtes der Arbeitsgruppe Mobilfunk und Strahlung beschlossen. Die
wichtigste Forderung jedoch, jene nach einem Moratorium für den Aufbau der 5G-
Millimeterwellennetze, wollte die KVF-SR nicht erfüllen, da dies «schwerwiegende
Auswirkungen» auf Wissenschaft, Innovation und auch auf die Gesellschaft mit sich
bringen könnte. Im Gegenzug habe die Kommission jedoch beschlossen, ein eigenes
Postulat einzureichen, welches die in den Standesinitiativen geschilderten Sorgen
aufnimmt. Mit diesem Postulat solle der Einbezug der Kantone und der
Parlamentskommissionen sowie eine adäquate Information der Bevölkerung
sichergestellt werden. Auch sollen die Forschungsergebnisse zum
Millimeterwellenbereich in einen späteren Entscheid betreffend die Nutzung
ebendieser Frequenzen einfliessen. Engler empfahl deshalb, die drei Standesinitiativen
abzulehnen und das Kommissionspostulat anzunehmen. Das Stöckli kam dieser
Empfehlung stillschweigend nach. 15

POSTULAT
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat publizierte im April 2022 den Bericht «Nachhaltiges Mobilfunknetz» in
Erfüllung des gleichnamigen Postulats von Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG). Die
Regierung betonte in ihrem Bericht, dass leistungsfähige
Telekommunikationsinfrastrukturen und Glasfasernetze für Wirtschaft und Gesellschaft
essentiell seien, weshalb ein rascher Ausbau des 5G-Netzes und des Glasfasernetzes
unabdingbar sei. Zudem wurde erläutert, dass einzelne Elemente der Vollzugshilfe zu
adaptiven Antennen im Dezember 2021 in die NISV übernommen worden seien. Diese
rechtlichen Anpassungen ermöglichten nun den Einsatz dieser adaptiven Antennen, was
wiederum dazu führe, dass für den Ausbau des 5G-Netzes deutlich weniger Antennen
notwendig seien als bisher angenommen und die Kosten deutlich tiefer ausfallen
würden (CHF 3.2 Mrd. statt CHF 7.7 Mrd.). Das UVEK habe zudem als Begleitmassnahmen
ein NIS-Monitoring, eine umweltmedizinische Beratungsstelle, die Harmonisierung im
Vollzug sowie eine Intensivierung der Forschung aufgegleist, um den Ängsten in der
Bevölkerung vor 5G zu begegnen. Der Bericht ging schliesslich auch der im Postulat
Häberli-Koller aufgeworfenen Frage nach einem Einheitsnetz nach: Der Bundesrat
schloss ein solches Einheitsnetz als Option aus. Zwar würde es zu weniger
Antennenstandorten führen, davon erwarte man aber betreffend Strahlungsexposition
kaum Vorteile im Vergleich zur heutigen Situation mit drei Netzen. Hingegen würde ein
Einheitsnetz den Wettbewerb verhindern und die Ziele des FMG in Frage stellen, so der
Bundesrat. 16

POSTULAT
DATUM: 20.04.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Im Sommer 2023 schrieb der Nationalrat im Rahmen des Berichts des Bundesrates
über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2022 das Postulat
Häberli-Koller (mitte, TG) zur nachhaltigen Ausgestaltung der Mobilfunknetze ab. Der
Bundesrat erachtete das Anliegen mit der Veröffentlichung des entsprechenden
Berichts «Nachhaltiges Mobilfunknetz» im Frühling 2022 als erfüllt. 17

POSTULAT
DATUM: 05.06.2023
MARCO ACKERMANN

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Urheberrecht

Im Rahmen der Urheberrechtsrevision ersuchte die WBK-SR mittels eines
Kommissionspostulats um einen Bericht, in dem die Wirkung der Revision – nach
erfolgter Umsetzung – auf die betroffenen Bereiche, insbesondere unter
Berücksichtigung der Rechtsentwicklung auf europäischer Ebene, aufgezeigt werden
soll. Hierbei soll der Berichtsfokus insbesondere auf Verlegerinnen und Verleger sowie
auf Medienschaffende gelegt werden. Der Bundesrat hatte die Annahme des Postulats
beantragt. Der Ständerat kam diesem Anliegen nach und nahm den Vorstoss im Rahmen
der Urheberrechtsdebatte stillschweigend an. 18

POSTULAT
DATUM: 04.06.2019
MELIKE GÖKCE

In Erfüllung eines Kommissionspostulates der WBK-SR veröffentlichte der Bundesrat im
Dezember 2021 einen Bericht über die Wirksamkeit der Revision des
Urheberrechtsgesetzes (URG) von 2022. Der Bericht umfasste zwei Teile, wobei jeweils
die Wirksamkeit der Gesetzesänderungen in der Schweiz sowie jene auf EU-Ebene
untersucht und verglichen wurden.
Im ersten Teil wurde die Wirksamkeit der Revision untersucht, welche in drei Ziele
gegliedert war: «Effizienz», «Zugang» und «Stärkung der Kulturschaffenden». Der
Bericht kam zum Schluss, dass sowohl die effizientere Durchsetzung des Urheberrechts
im digitalen Umfeld als auch die Verbesserung der Vergütung der Kulturschaffenden bei
der Online-Nutzung ihrer Werke grundsätzlich erfolgreich gewesen sei. 
Der zweite Schwerpunkt der Revision hatte einen verbesserten Zugang zu Werken zum
Ziel. Zu diesem Zweck wurde beispielsweise eine Schranke für verwaiste Werke
eingeführt, welche die Nutzung von Werken, deren Rechteinhaberinnen oder
Rechteinhaber unbekannt sind, ermöglichen sollte. Seit der Revision seien so bereits 32
Lizenzen zu historisch und kulturell interessanten verwaisten Werken ermöglicht
worden, war dem Bericht zu entnehmen. Trotzdem sehe der Bundesrat hier noch
Spielraum für eine Steigerung. So sei etwa eine international vereinbarte
Schrankenbestimmung wünschenswert, um auch grenzüberschreitende Nutzungen zu
ermöglichen. Zudem sollten die praktischen Erfahrungen mit den «erweiterten
Kollektivlizenzen» weiter aktiv geprüft werden, um deren Effekte klarer einschätzen zu
können. Diese sollen es ermöglichen, «mit vertretbarem Aufwand eine Vielzahl
urheberrechtlich geschützter Werke zu nutzen». 

Der zweite Teil des Berichts widmete sich der «Sicherung des Qualitätsjournalismus
und einer freien pluralistischen Presse» sowie einer möglichen Einführung eines
Leistungsschutzrechts in der Schweiz. 
Journalistische Medien seien zusehends mit verstärkter Konkurrenz der neueren
Online-Dienste, wie etwa Twitter, konfrontiert, was zu Schwierigkeiten bei der
Finanzierung der journalistischen Angebote führe. Zum einen würden Online-Dienste
für ihre Nutzerinnen und Nutzer Übersichten mit den wichtigsten Informationen und
entsprechenden Links zur Verfügung stellen – ohne dafür die kostspieligen und
zeitaufwendigen Inhalte selbst erstellen zu müssen. Die journalistischen Medien können
zwar auch davon profitieren, weil ihre Dienstleistungen so häufiger aufgerufen werden.
Wenn aber Online-Dienste auf sogenannte «Snippets» zurückgreifen – das sind kurze
Textausschnitte, die einen Einblick in den Inhalt gewähren –, kann dies auch dazu
führen, dass die Personen bereits die Informationen haben, die sie wollten und somit
den eigentlichen Artikel gar nicht mehr aufrufen. Dies führe dann unter anderem dazu,
dass Online-Dienste attraktivere Werbeplattformen darstellten als die klassischen
journalistischen Medien, wie dem Bericht zu entnehmen war.
Ein grosses Problem sei nun, dass diese «Snippets» teilweise so kurz seien, dass sie
nicht mehr unter das Urheberrecht fallen, womit die journalistischen Medien bei den
Online-Diensten keine angemessene Entschädigung für ihren Aufwand einfordern
können. Ein Leistungsschutzrecht würde genau hier ansetzen und den Schutz auch auf

POSTULAT
DATUM: 17.12.2021
SARAH KUHN
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diese kurzen Textauszüge ausdehnen. Konkret könnten journalistischen Medien ihre
Inhalte damit lizenzieren, um damit ihre hohen Schaffungskosten der Inhalte
amortisieren zu können. Da die Schweiz in der Revision des URG vorerst auf die
Einführung eines solchen Leistungsschutzrechts verzichtet hatte, untersuchte der
Bericht stattdessen die Situation in der EU, welche ein solches 2019 im Rahmen der EU-
Richtlinie zum Urheberrecht geschaffen hatte. Der Bericht kam zum Schluss, dass das
koordinierte Vorgehen in der EU erste positive Ergebnisse gezeigt habe und die
journalistischen Medien ihre Einnahmen dank dieser Ausweitung des Urheberrechts
steigern konnten.
In Frankreich hätten sich die positiven Erfolge aber erst nach einem Gerichtsentscheid
gezeigt: Der Grosskonzern Google hatte versucht das neue Gesetz zu umgehen, indem
er die verwendeten «Snippets» einfach soweit gekürzt hatte, dass sie nicht mehr unter
das Leistungsschutzrecht fielen. Das Gericht hatte festgestellt, dass Google sich
«wettbewerbsmissbräuchlich» verhalten hatte. Dem Grosskonzern wurde «eine
marktbeherrschende Stellung» zugesprochen, wodurch es ihm möglich gewesen sei,
die journalistischen Medien zu zwingen, die Inhalte auch ohne Vergütung zu teilen. Ob
das Schweizer Wettbewerbsrecht einen gleichen Entscheid ermöglichen würde, und ob
das Gesetz auch ohne ein solches Urteil Wirkung zeigen würde, sei noch unklar. Daher
solle das EJPD prüfen, ob eine unveränderte Übernahme dieser EU-Richtlinie
überhaupt zielführend wäre. Der Bundesrat wolle bis Ende 2022 ausserdem eine
Vernehmlassungsvorlage ausarbeiten, in der er die «Ansätze zur Regelung eines
Leistungsschutzrechtes» vertieft, um die für die direkte Demokratie wichtigen
journalistischen Beiträge auf Online-Plattformen zu vergüten. 19

Mit der Veröffentlichung des Berichts über die Wirksamkeit der Revision des
Urheberrechtsgesetzes erachtete der Bundesrat das Kommissionspostulat der WBK-SR
als erfüllt. In der Sommersession 2022 schrieb der Ständerat das Postulat
stillschweigend ab. 20

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
SARAH KUHN

Sprachen

Weiter überwies der Ständerat im Berichtsjahr ein Postulat Berset (sp, FR), welches die
Übersetzung der Internet-Übertragung von Ständeratssitzungen in allen
Landessprachen verlangte. Im Gegensatz zu den Nationalratsdebatten, welche per
Internet in den Landessprachen Deutsch, Französisch und Italienisch ausgestrahlt
werden, erfolgt die Übertragung der Ständeratsdebatte bisher ohne Übersetzung. 21

POSTULAT
DATUM: 17.06.2010
MARLÈNE GERBER

Medien

Neue Medien

Der Nationalrat und der Ständerat nahmen zwei fast gleich lautende Postulate Schmid-
Federer (cvp, ZH) und Forster-Vannini (fdp, SG) (Po. 09.3521) an, in welchen ein Bericht
zum Gefährdungspotenzial von Internet und Online-Games gefordert wird.
Insbesondere soll das Ausmass von exzessiver Internetnutzung (Online-Sucht) in der
Schweiz und das damit verbundene Gefährdungspotenzial untersucht werden. Zudem
sollen dem Bundesamt für Gesundheit Ressourcen zur Prävention in diesem Bereich
zugeteilt werden. 22

POSTULAT
DATUM: 25.09.2009
SABINE HOHL
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